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Revolutionäres Jubiläum
Jorge Soto und Alba Estela Maldonado, die als KommandantInnen zu den Führungsgremien der ehemaligen Guerilla

gehörten, sprachen anlässlich des 22. Jubiläums der offiziellen Gründung der Nationalen Revolutionären Einheit Guate-
malas (URNG) am 07. Februar mit der Tageszeitung elPeriódico.

Heute sitzen beide Interviewten im Kongress. Jorge Soto, als „Pablo Monsanto“ ehemals Chef des Guerilla-Kaders
Fuerzas Armadas Rebeldes (FAR), das inzwischen nicht mehr zur URNG gehört, kandidierte bei den Wahlen im November
2003 als erster auf der Nationalen Liste der Partei Allianz Neue Nation (ANN). Alba Estela Maldonado, alias „Kommandan-
tin Lola“ des Kaders Ejército de los Pobres (EGP) ist heutige Generalsekretärin der Partei URNG.

Die Interviews, in denen beide in etwa die gleichen Fragen beantworten, erschienen in elPeriódico am 01. Februar 2004.

Interview mit Jorge Soto

Frage: Von wem und wo wurde die Gründungsurkunde
der URNG unterzeichnet?

Jorge Soto: In Nicaragua, Ende 1980. Dort wurde das
Dokument unterschrieben. Anfangs nannte sie sich noch nicht
URNG sondern nur "Revolutionäre Einheit", aber sie hatte
noch keinen Namen.

Frage: Was war der Grund, die vier Organisationen FAR,
EGP, ORPA (Organización del Pueblo en Armas) und PGT
(Partido Guatemalteco del Trabajo) in der URNG zusammen-
zulegen?

J. S.: Um die Kräfte und Ressourcen zu vereinen, über die
die vier Guerilla-Gruppierungen verfügten.

Frage: War das die Antwort auf den Druck des soziali-
stischen Blocks, der seine Unterstützung, die er leistete, bes-
ser ordnen und organisieren musste?

J. S.: Das lief anders. Ich hatte Rolando Morán, den höch-
sten Kommandante des EGP, seit 12 Jahren nicht mehr gese-
hen, als ich ihn zufällig in Guatemala-Stadt traf. Meine Frau
und ich waren auf Wohnungssuche und wollten uns gerade
eine ansehen: Wir klingelten, und er öffnete die Tür. Aber er
erkannte mich nicht. Denn als er 1964 Guatemala verliess, war
ich 19. Wir gingen wieder, und als ich kurz darauf zurückkam,
sprach ich ihn an: “Haben Sie mich inzwischen erkannt?“ Er
blickte mich an und lud mich in die Wohnung ein. Ab dem
Moment fingen wir an, uns zu treffen. Anfangs nahm die ORPA
nicht daran teil. Aber bei einer Versammlung 1979 ermöglich-
ten die Kubaner ein Treffen zwischen uns und der ORPA. Und
Ende 1980 begaben wir uns auf Einladung der Sandinisten
nach Nicaragua.

Frage: Von Druck kann also keine Rede sein.

J. S.: Die Kubaner sagten uns stets, dass es das Beste
sei, sich zusammenzutun, um Hilfe zu erhalten. Aber das war
kein Druck, weder von den Kubanern noch von den Sandini-
sten.

Frage: Doch unter diesen Ermahnungen gab es ja
dann doch nicht so viel Spielraum.

J. S.: Das stimmt, aber es war dennoch kein Druck. Sie
sagten nie: "Entweder schliesst ihr euch zusammen, oder
wir ziehen die Hilfe zurück."

Ausserdem erhielten wir nie wesentliche Hilfe von
ihnen.

Frage: Wie viele bewaffnete Menschen gab es zu den
besten Zeiten der URNG wirklich?

J. S.: In den besten Zeiten hatte die URNG etwa 6´
oder 7´000 Bewaffnete. Das war, als wir anfingen, Waffen
von Nicaragua zu kaufen. Hätten wir beispielsweise 1982
über Waffen verfügt, hätten wir zwischen 20´ und 25´000
Leute ausrüsten können.

Frage: Was war die militärische Hauptaktion der
URNG?

J. S.: Ich könnte Ihnen sagen, dass wir - zumindest in
unserem Fall der FAR - eine wichtige Operation durchführ-
ten, in der wir praktisch eine komplette Kompanie vernich-
tet haben.

Frage: Ich fragte Sie nach der grössten Aktion?

J. S.: Es gab einige. Es ist bloss so, dass die URNG nie
von der zeitlichen zur räumlichen Koordination überging.
Einer der Ansätze war, die Kräfte der URNG zu konzentrie-
ren, um überzeugendere Schläge auszuteilen. Dass sich
zum Beispiel 2´000 Leute zusammenfinden, um eine Mili-
tärbasis einzunehmen. Aber das wurde nie realisiert.

Frage: Die URNG war nie eine einheitliche Organi-
sation im Feld.

J. S.: Die Kommandantur einigte sich darauf, dass ein
Feldzug auf nationaler Ebene durchzuführen sei. Darauf-
hin machte jede Organisation, was sie konnte, aber es gab
nie einen Konsens. Es war immer eine sehr schwache Ein-
heit. Es gab keine Einigungsebene.
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Frage: Und die militärische
Hauptniederlage, die Sie im Feld erlit-
ten?

J. S.: Ich denke, den schwersten mi-
litärischen Schlag versetzte die Armee
der Bevölkerung, der Volksorganisation.
Der Guerilla direkt nie.

Frage: Hat sich der interne Krieg
gelohnt?

J. S.: Nun, ich glaube, wenn wir ihn
aus der Distanz betrachten, hat er sich
bezüglich einiger Aspekte gelohnt.

Frage: Es gab mehr als 100´000
Tote, für die das Heer direkt verantwort-
lich ist. Fühlen Sie sich indirekt mit-
verantwortlich dafür?

J. S.: Klar.

Frage: Und wie erklären Sie sich
vor ihrem eigenen Gewissen, vor Ihren
Kindern, Ihrer Partnerin?

J. S.: Wir waren jung und waren uns
sicher, und zu der Zeit richtete sich ein
grosser Teil der Menschheit an der Not-
wendigkeit danach. Es wurde wie eine
Art Mode auf dem ganzen Kontinent.

Frage: Dass eine Veränderung mit
Hilfe der Waffen möglich sei?

J. S. Wir verfügten alle über eine
starke Dosis Idealismus. Wir hatten nie
damit gerechnet, dass es so lange dau-
ern würde.

Frage: In Ihrem Alter von 58 Jah-
ren zurückblickend: Hat es sich ge-
lohnt?

J. S.: Es hat sich durchaus gelohnt.
(...) Gleichzeitig gibt es Momente im Le-
ben, in denen man sich fragt, warum man
früher nicht anders gehandelt hat. Aber
wir taten, was wir glaubten tun zu müs-
sen. Unser Traum war, mit Panzern in die
Hauptstadt einzuziehen.

Frage: Wann kamen Sie zu dem
Schluss, dass Sie den Krieg nicht ge-
winnen würden und es notwendig sei,
einen Ausgang per Verhandlung zu su-
chen?

J. S.: Während des Friedensprozes-
ses. Denn zu Beginn war die Verhand-
lung Teil des politischen Kampfes. Wir
glaubten, dass wir uns während der Ver-
handlungen wieder bewaffnen und neu
organisieren würden. Aber dann über-
schritten wir die Verhandlungslinie, von
wo aus es kein Zurück mehr gab. Und
ab dem Zeitpunkt verstärkte sich der in-
ternationale Druck, weiter zu verhandeln.
Wir hatten keine Alternative mehr.

Frage: Das heisst, als sie sich mit
an den Verhandlungstisch setzten, wa-
ren Sie bereit, den Krieg fortzuführen?

J. S.: Ja.

Frage: Und gab es keinen Prozess
der internen Reflexion?

J. S.: Aber klar. Es gab sogar Loslö-
sungstendenzen. Das EGP war am Punkt
des Verschwindens. Es gab eine sehr
starke interne Teilung und die Einheit
diente dazu, das EGP zu retten. Zu dem
Zeitpunkt waren wir nicht dafür, den
Krieg aufzugeben. Das grösste Hinder-
nis bestand darin, was schon immer zwi-
schen den revolutionären Organisatio-
nen gestanden hatte: dieser Wettkampf
darum, welche der Organisationen im
Konflikt selbst die Hegemonie innehat-
te.

Frage: Vier Jahre nach den Mas-
sakern von 1982 durchliefen Sie also
einen internen Reflexionsprozess. Und
dabei gelangten Sie zu dem Schluss,
dass es angemessen wäre, mit dem Krieg
weiterzumachen?

J. S.: Ja. Wir kamen zu dem Schluss,
dass die Strategie zu ändern sei, dass in
Verhandlungen einzutreten sei. Wir hat-
ten gesehen, dass das Militär es ge-
schafft hatte, die Guerilla-Kräfte zu iso-
lieren.

Frage: Warum wandelte sich die
URNG nie in eine entscheidende poli-
tische Kraft?

J. S.: Dem Ganzen lagen immer per-
sönliche Interessen zugrunde. Dieser
Kampf um die Hegemonie der revolutio-
nären Bewegung. Selbst heute gibt es
innerhalb der URNG nicht ein Projekt,
sondern zwei oder drei.

Frage: Waren Sie nicht der Auffas-
sung, dass es notwendig sei, einen ge-
wichtigen politischen Akteur darzu-
stellen, um diese Projekte Realität wer-
den zu lassen?

J. S.: Von Anfang an, als sich die
drei Parteien zusammenschlossen, die
die Notwendigkeit sahen, die Massen
zu organisieren. Aber die ORPA war der
Meinung, dass das bedeutete, den Mas-
sen den Tod zu bringen.

Frage: Hat Ihnen die ORPA mal die
Massaker des Militärs als Vorwurf un-
ter die Nase gerieben?

J. S. Nie. Und wir hatten diese Dis-
kussionen, in denen wir in drei Punkten
einig waren, bloss in einem nicht. Aber
es stellte sich heraus, dass eben dieser
Aspekt essenziell war.

Frage: Was bleibt der Linken nun
also  übrig?

J. S.: Sein Ruf und die Einheit, und
wenn nicht das, dann bleibt gar nichts
übrig.

Interview mit
Alba Estela Maldonado

Frage: Wann und wo wurde die URNG
gegründet?

Alba Estela Maldonado: Das weiss
ich nicht. Ich weiss nicht, ob es in Nica-
ragua oder auf Kuba war. Ich bin im Sep-
tember 1980 in die Nationale Direktion
des EGP (Ejército de los Pobres) gekom-
men. Es gab eine Verzögerung, da das
Militär einige Videobänder beschlag-
nahmte, mittels derer wir die GenossIn-
nen über die Gründung der Einheit in-
formierten.

Frage: Gab es einen Moment, in
dem Sie die URNG als eine einzige Or-
ganisation ansahen, oder nahmen Sie
sie immer als vier Körperschaften wahr,
die sich zusammengetan hatten?

A. E. M.: Die Absicht war, sich zu
vereinen. Aber es bestand eine Regio-
nalisierung, und jede Organisation be-
hielt eine gewisse Besonderheit. Man
muss das als Prozess betrachten, der
heute stärker ist als vor zehn Jahren.

Frage: Was war der wichtigste Bei-
trag, den die URNG zur Geschichte
Guatemalas geleistet hat?

A. E. M.: Dass die Friedensverträ-
ge als ein grosser nationaler Pakt gelun-
gen sind.

Frage: Über wie viele bewaffnete
Leute verfügte die URNG in ihren be-
sten Zeiten?

A. E. M.: Es gab zwei Momente. In
1979 und 1980 verbreitete sich die revo-
lutionäre Aktion, das ist ein sehr wichti-
ger Moment. Und dann würde ich sa-
gen, als die finale Offensive gestartet
wurde, 1987, als das Militär versuchte,
die URNG zu zerstören und wir dagegen
halten konnten.

Frage: Aber wie viele bewaffnete
Leute hatten Sie?

A. E. M.: Ich sehe das vom EGP
aus, denn ich wusste nie, wie viele Leu-
te die ORPA oder die FAR hatten.

Frage: Dann war die Einheit also
lediglich eine politische…

A. E. M.: Nein, nein, nein.
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Frage: Nein?

A. E. M.: Nein. Denn die militäri-
sche Kommandantur kannte ich natür-
lich schon. Ich war vom Führungsgre-
mium des EGP, aber es war alles in Un-
terabteilungen aufgeteilt.

Frage: Welches war der wichtig-
ste militärische Sieg der URNG?

A. E. M.: In Cuarto Pueblo: Jahre-
lang befanden wir uns in einem konstan-
ten Kampf um diesen Posten. Das war
ein Symbol der Abnutzung bis zu dem
Punkt, an dem es nicht mehr weiterging,
keiner mehr konnte, und es notwendig
wurde, die politische Lösung zu stärken.

Frage: Wie viele Niederlagen be-
reiteten Sie dem Militär?

A. E. M.: Unzählige.

Frage: Und ist das etwas, auf das
Sie vor allem stolz sind?

A. E. M.: Ja, natürlich. Situationen
wie jene hatten zur Folge, dass sich das
Militär davon überzeugen konnte, uns
militärisch nicht schlagen zu können.

Frage: Zum Zeitpunkt der finalen
Offensive hatte die Armee bereits vier
Jahre vorher Hunderte von Dörfern dem
Erdboden gleichgemacht. Fühlen Sie
sich indirekt mitverantwortlich für den
Genozid?

A. E. M.: Die Bevölkerung verfüg-
te über einen riesigen Kampfeswillen.
Warum beteiligten sich die Leute der An-
siedlungen, der indigenen und bäuerli-
chen Gebiete, der ländlichen Gebiete, der
ArbeiterInnen, der ganzen Bevölkerung,
warum beteiligten sich die Leute so ent-
schieden am revolutionären Kampf?
Weil dieser der tief greifenden Situation
der Armut, der Marginalisierung, der
Entmenschlichung, der Repression, der
Diskriminierung entsprach.

Frage: Sahen Sie irgendwann ein-
mal das voraus, auf das die Konfronta-
tion hinauslief?

A. E. M.: Die Massaker? Nein. Ich glau-
be, wir rechneten weder damit noch stell-
ten wir uns vor, dass die Kriminalität und
die Wissenschaftlichkeit des Genozids
solche Ausmasse annehmen würden.

Frage: Als Sie das sahen - denn
Sie in den Führungsriegen haben als
Erste davon erfahren – und als Sie ne-
ben der Dezimierung der Guerillera-
KämpferInnen sahen, dass manche von
diesen, die bessere Chancen zur Flucht
hatten, auch die Bevölkerung massa-
krierten, wie haben Sie den Krieg vor
sich selbst gerechtfertigt?

A. E. M.: Nun, ich glaube, dass der
Genozid selbst Teil der Rechtfertigung
ist. Beziehungsweise, dass wir weiter-
kämpfen mussten, solange sie nicht al-
les zunichte machten. Wir konnten die
Leute nicht im Stich lassen, und solan-
ge die Bevölkerung den Willen hatte,
weiterzukämpfen, wollten wir bei den
Leuten sein, bei den Menschen aus der
Bevölkerung.

Frage: Meinen Sie damit, dass die
Menschen starben, weil sie nicht bewaff-
net waren?

A. E. M.: Nein, die Anzahl der...

Frage: Oder hatten sie zumindest
den Willen, gegen das Militär zu kämp-
fen?

A. E. M.: Ein wesentlicher Teil der
Bevölkerung,  ja. Der sympathisierte
oder... es war eine Art der Sympathie,
der Zustimmung zum Kampf, manchmal
explizit, manchmal stillschweigend.

Frage: Als die Intensität der Mas-
saker abnahm, welche Entscheidung
trafen Sie? Warum sollte angesichts des
Terrors weitergemacht werden?

A. E. M.: Ich glaube, dass es eine
richtige Entscheidung war...

Frage: Würden Sie es wieder so
machen?

A. E. M.: Unter der Voraussetzung,
eine Menge Dinge zu verändern, auf je-
den Fall - Gut, man müsste das genau
untersuchen, aber ich glaube, wenn…
Nun, es wurden Fehler begangen… Un-
ter bestimmten Umständen...

Denn die Sache, die Entscheidung
für den bewaffneten Kampf zu fällen, ist
weder eine sehr romantische noch un-
begründet. Sie geht vielmehr auf Um-
stände zurück, in denen es keinen ande-
ren Ausweg gibt.

Frage: Als die Friedensverträge
verhandelt wurden, welches war der
wichtigste Erfolg der URNG in dieser
Verhandlung?

A. E. M.: Ich glaube, das war die
Unterzeichnung des Friedens.

Frage: Die Unterzeichnung selbst?

A. E. M.: Geholfen zu haben einen
Prozess zu öffnen, in dem wir uns heute
befinden, der mit gewisser politischer
Freiheit erlaubt, sich zu organisieren, sich
zu versammeln, wieder aufzubauen, was
zerstört wurde, von einem anderen Win-
kel aus für das zu kämpfen, was unser
Volk ist.

Frage: Inwieweit spiegelte die Auf-

nahme der Sichtweisen der einen und
anderen Seite in den Text die Wechsel-
beziehung zwischen militärischer und
politischer Macht wider?

A. E. M.: Die internationale Auf-
merksamkeit begünstigte die Verträge.
Hätte das unter einer Wechselbeziehung
mit anderen, widrigen internationalen
Mächten stattgefunden, sähe die Demo-
kratisierung in Guatemala anders aus…

Frage: Warum schafft es die Gue-
rilla in Guatemala nicht, sich in eine
entscheidende politische Kraft zu wan-
deln?

A. E. M.: Ich glaube, dass das ein
Prozess ist, der sich auf weltweiter Ebe-
ne abspielt, in erster Linie…

Frage: Weder in El Salvador noch
in Nicaragua zum Beispiel...

A. E. M.: Nun, da herrschen be-
stimmte Umstände... Aber auf weltwei-
ter Ebene doch. Ein fundamentaler Be-
zugspunkt ist verloren gegangen: das
sozialistische Lager. Das markiert schon
eine schwierige Etappe.

Es gibt Fallen, in denen wir uns ver-
fangen, ich spreche für die URNG, nicht
für den Rest der Linken; sehr grosse Fal-
len. Eine davon ist die Demobilisierung,
die unter unvorstellbar prekären Bedin-
gungen durchgeführt wurde. Der Bauer
beispielsweise: was findet der vor?
Wenn er zu seinem Heimatort zurück-
kehrt, findet er…

Frage: Viel schlechtere Lebensbe-
dingungen…

A. E. M.: Die kleine Parzelle der Fa-
milie ist aufgeteilt worden, und er hat
kein Land mehr. Die Familie ist zerstört,
und im Zweifelsfall muss er die Knochen
derselben suchen. Oder die Ehefrau hat
sich in der Zwischenzeit der vielen Jah-
re ein neues Zuhause aufgebaut.

Frage: Haben Sie jemals daran
gedacht, sich als Abgeordnete in das
System zu integrieren?

A. E. M.: Niemals.

Frage: Wie rechtfertigt Alba Este-
la Maldonado vor der zwanzigjährigen
„Lola“, dass sie Dekaden später einen
Kongresssitz übernehmen würde?

A. E. M.: Ich würde ihr sagen, dass
ich alles tat, was ich konnte, um eine tief
greifende Transformation der Gesell-
schaft zu erreichen. Wir hatten nicht die
Fähigkeit, alles zu erreichen. Gewisser-
massen sehe ich das Abgeordnetenamt
nun als eine revolutionäre Aufgabe.



Seite 4 ¡Fíjate! No. 303

Guatemala, 03. Feb. “Die neue Bil-
dungsministerin, María del Carmen
Aceña, kaum im Amt, sieht sich und ihr
Ressort vor einer zyklopischen Heraus-
forderung historischer und administra-
tiver Art. Unter der Spitze des Eisbergs
versteckt sich ein vielschichtiges Pro-
blem, das sich als äusserst komplex und
dornig, mutierend und von alter Prägung
der Erbin der vorhergehenden und vie-
ler früherer ministerialer Amtsführungen
präsentiert. Eine Hydra, voller unvorher-
sehbarer Ereignisse von Seiten ihrer Ele-
mente und der Einstellungen, von de-
nen als negativste die ihrer Protagoni-
stInnen imponieren.

Das, was vor vier Jahren der ehe-
malige Bildungsminister Mario Torres
ankündigte, er sei ein Superminister im
Dienste der Kinder und Jugend, die der
Alphabetisierung und Ausbildung be-
dürften, resultierte als eine der grössten
Prostitutionen, als ein Gefährt für die
Abzweigung von Geldern in Richtung
Präsidentenamt und des aufgelösten
Präsidialen Generalstabs (EMP) unter
Zustimmung des Finanzministeriums.

Möglicherweise ist es bereits ver-
gessen worden, aber eins der vielen be-
stehenden Fragezeichen in diesem Zu-
sammenhang bezog sich auf die Recht-
fertigung des Auftrags, die Verteilung
der Fonds für die Schulspeisung an eben
den EMP zu delegieren, was keiner ver-
waltungstechnischen Logik entspricht.“
Soweit Jorge Fuentes in seinem Artikel
„Ein nicht beneidenswertes Erbe“, der
in Incidencia democrática erschien.

Den rund 2,3 Mio. SchülerInnen,
die im Januar das neue Schuljahr in Vor-
und Grundschulen begonnen haben,
stehen 14´933 Schuleinrichtungen zur
Verfügung, die weiterführenden Schu-
len verfügen über 653 Einrichtungen für
den Bildungszweig „básico“ (Mittlere
Reife) und 146 für den berufsbildenden
Abschluss „diversificado“. Angesichts
der von der LehrerInnenvereinigung
ANM seit langem angeprangerten defi-
zitären Situation des Bildungssektors
stellt sich die Frage nach dem Erfolg des
Streiks und der Mobilisierung, die die
Lehrenden Anfang 2003 51 Tage lang für
die Verbesserung des Schulsystems de-
monstrieren liessen. Vielerorts ist die
vorhandene Infrastruktur weiterhin von
schlechtem Material, wenn nicht gar ka-
putt. Überall fehlt es an Lehrpersonal,
Lehrmaterial und der berühmt-berüch-
tigten Schulspeisung, von der im ver-
gangenen Jahr gerade die Hälfte der Ler-
nenden zumindest einen Monat lang
bedacht wurde, während rund zwei Drit-
tel keine Schulbücher hatten.

In vielen Schulen und universitä-
ren Institutionen in der Hauptstadt fehlt
es an Wasser, Strom und Telefon. Von
den rund 82´000 Lehrenden sind bei ei-
nem Anteil von etwa 41% indigener Be-

völkerung ganze 15% für die Erteilung
von bilingualem Unterricht befähigt.

Von unterschiedlichen, auch inter-
nationalen Institutionen wie u. a. der
Zentralamerikanischen Kommission für
die Bildungsreform oder dem Iberoame-
rikanischen Menschenrechtsinstitut
wurde in der Zwischenzeit lediglich der
katastrophale Zustand bestätigt, der
längst bekannt ist. Doch grundsätzlich
geändert hat sich derweil nichts.

In Kooperation mit dem UN-Ent-
wicklungsprogramm PNUD und interna-
tionalen Institutionen ist immerhin der
Plan in Angriff genommen worden, die
Erweiterung des zweisprachigen Unter-
richts zu realisieren.

Während Präsident Oscar Berger in
seinem Wahldiskurs die Aufstockung
der Flächendeckung im Vorschulbereich
um 50%, der Grundschule um 100% und
den weiterführenden Schulen um 30%
(básico) bzw. 20% (diversificado) nann-
te, sowie die Erhöhung des BIP-Anteils
von derzeit 1,7% auf 2,5% für den Bil-
dungssektor, womit Guatemala immer
noch unter dem lateinamerikanischen
Durchschnitt von 3% liegen wird, stel-
len die Dezentralisierung des Schulsy-
stems und die Institutionalisierung des
Programms PRONADE, bei dem in länd-
lichen Gebieten die Eltern die staatlichen
Bildungsgelder auf Freiwilligenbasis
verwalten, die Prioritäten für die neue
Bildungsministerin Aceña dar.

Aktuell ist diese jedoch mit einem
ganz anderen Problem beschäftigt, das
die Wogen in der LehrerInnenschaft
Anfang dieses Jahres erneut hochgehen
lässt. Drei Tage vor Amtsübergabe ver-
abschiedete Ex-Präsident Alfonso Por-
tillo in einem Regierungsdekret die Ver-
gabe von 13´000 neuen, „festen“ Lehre-
rInnenverträgen. Abgesehen davon,

dass mit diesen auch nur ansatzweise
der Bedarf gedeckt würde, stellte sich
schon sehr schnell diese Aktion als wei-
tere Farce der Portillo-Regierung heraus:
Weder verfügt(e) das Bildungsministe-
rium über den Etat der für die Entloh-
nung notwendigen 300 Mio. Quetzales,
noch entsprach das angewandte Verfah-
ren dem Gesetz, laut dem die Stellen per
Auswahlverfahren zu verteilen sind.
Stattdessen erhielten vornehmlich FRG-
affine Angestellte, die zum Teil noch
nicht einmal über eine Lehrausbildung
noch einen offiziellen Lehrauftrag ver-
fügen, einen Job, während langjährig
aktiven LehrerInnen ihr Vertrag nicht
verlängert wurde. Während Anfangs die
Illegalität und Unverantwortlichkeit des
Dekrets kritisiert wurde, beschweren
sich nun, nachdem Ministerin Aceña
aufgrund der von Fachleuten ermittel-
ten Ungereimtheiten Portillos Dekret
temporär suspendierte, diejenigen, de-
nen droht, die frisch ergatterten Arbeits-
verträge wieder zu verlieren.

Am 06. Februar realisierte die Leh-
rerInnenschaft eine bereits angekündig-
te Demonstration, mittels der sie ihre For-
derungen nach einer Anpassung des
Gehalts, einer angemessenen Ausstat-
tung des Lehrbetriebs sowie die Etater-
höhung von aktuell 3,3 Mrd. Quetzales
(ca. US-$ 406,9 Mio.) auf 4,5 Mrd. Quet-
zales (ca. US-$ 562,5 Mio.) wiederhol-
ten. Zusätzlich setzen sie der Regierung
zur Klärung der Lehrvertragssituation
eine einmonatige Frist.

Der Manifestation schloss sich ein
Grossteil der Bevölkerung an, die, von
den Gewerkschaften zusammengerufen,
ihrerseits u. a. gegen die beständige Er-
höhung der Lebenshaltungskosten und
für bessere Löhne auf die Strasse gin-
gen (siehe separater Artikel).

Das (Schul-)Jahr fängt ja gut an!

Guatemala, 30. Jan. Anhand eines
Videos der entscheidenden Pressekon-
ferenz im September 1997 konnte Bruce
Harris, Regionaldirektor der internatio-
nalen Kinderrechtsorganisation Casa
Alianza, die Unbegründetheit der Kla-
ge gegen ihn wegen Diffamierung, Mein-
eides und Verleumdung beweisen (vgl.
¡Fijáte! 302). Die von Harris präsentier-
ten Untersuchungsergebnisse, die Casa
Alianza im Auftrag des Nationalen Ge-
neralprokurats zum Thema illegale Ad-
optionen und Kinderhandel erarbeitet
hatte, hatten ergeben, dass neben an-
deren Involvierten die Rechtsanwältin
Susana Luarca de Umaña in eben diese
Art der Geschäfte verwickelt sei. Luarca
hatte daraufhin besagte Klage einge-
reicht und im Gerichtsverfahren acht Jah-
re Haft für Harris sowie US-$ 125´000
Schadensersatz gefordert, ohne den ein-
geklagten Schaden beweisen zu können.

Der Freispruch von Harris beruht
nun darauf, dass dieser im öffentlichen
Interesse und als Repräsentant einer In-
stitution einen gesetzwidrigen Tatbe-
stand – den der illegalen Adoptionen
und des Kinderhandels – aufgezeigt, je-
doch die Klägerin persönlich nicht be-
schuldigt habe.

Luarca und ihr Anwalt wollen ge-
gen dieses ihnen als unlogisch erschei-
nende Urteil Einspruch erheben, derweil
Harris und Casa Alianza die vor dem
Interamerikanischen Menschenrechts-
gericht (CIDH) eingereichte Klage ge-
gen den Staat Guatemala weiterverfol-
gen werden, um das Urteil des Verfas-
sungsgerichts aufzuheben, laut dem al-
lein JournalistInnen das Recht auf Mei-
nungsäusserungsfreiheit zustehe. Die-
se Entscheidung war ein weiterer Vor-
wurf gewesen, dem sich Harris im Laufe
des Verfahrens seit 1997 stellen musste.

Freispruch
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Guatemala, 07. Feb. Nach einigen
Wochen, in denen die Preise des sog.
Warenkorbs der Grundversorgung kon-
stant in die Höhe schnellten, hat sich
die Regierung endlich dazu entschlos-
sen, dem Übermut des durch Bergers
Präsidentschaftsantritt ermutigten Pri-
vaten Sektors Einhalt zu gebieten. Wäh-
rend der Präsident denjenigen Handel-
treibenden die Auszeichnung und be-
sondere Promotion versprach, die die
niedrigsten Preise anböten, luden Wirt-
schaftsminister Mauricio Rolando Cue-
vas und Edelmiro Villatorio, Leiter der
VerbraucherInnen-Informationsstelle
DIACO die Produktionsketten zur Pres-
sekonferenz , damit sie mit „fachlichen
Argumenten“ die Preiserhöhung der
letzten Wochen untermauerten, um im
Zweifel "gebeten zu werden, die Preise
zu senken," so Cuevas.

Zwischen Dezember und Januar
waren die Preise für Produkte wie Zuk-
ker (vgl. ¡Fijáte! 302), Eier, Brot, Propan-
gas und Strom von der drastischen Ver-
teuerung betroffen. Das Pfund Zucker
kostet anstelle von 1,70 Quetzales 1,85,
das Propangas stieg im Schnitt um Q 15

und die Gallone Benzin um Q 1,49.
Für den Analysten Erick Coyoy

von der Sozialforschungsvereinigung
ASIES stellt diese Situation “die” Gele-
genheit für Oscar Berger dar, der Bevöl-
kerung zu beweisen, dass er unabhän-
gig vom Privaten Sektor regiert.

Doch die WirtschaftsvertreterInnen
wissen sich zu erklären. So hält Otto
Estrada, Geschäftsführer der Zuckerfir-
ma Caña Real den Eingriff der Regierung
in den Markt für “wenig gesund”, wür-
den die Preise auf diesem doch von An-
gebot und Nachfrage bestimmt. Enrique
Meléndez Vertreter der Innung der Ben-
zinvermarkterInnen versicherte, dass al-
lein die Kraftstoffpreise auf dem inter-
nationalen Markt den Verbrauchspreis
festlegten.

Duncan Talomé, Direktor des Ver-
braucherschutzinstituts dagegen be-
kräftigte das Vorgehen der Regierung
und wies darauf hin, dass diese bereits
von Anfang der Preiserhöhungen an
hätte agieren und den Import erweitern
müssen, um die Spekulation zu vermei-
den sowie ein effektives Preismonitoring
zu leisten.

Preisvergabe

Guatemala, 23. Jan. Mit der Unter-
zeichnung eines Abkommens haben die
Regierungen von El Salvador, Hondu-
ras, Nicaragua und Guatemala einen
Schritt in Richtung des gemeinsamen
Kampfes gegen die als „maras“ bekann-
ten, meist gewalttätigen Jugendbanden
getan. Somit ist nun den Sicherheitskräf-
ten der vier Staaten offiziell erlaubt, Mit-
glieder von maras in jedem dieser Län-
der, unabhängig ihrer Nationalität, fest-
zunehmen. El Salvador und Honduras
verfügen bereits über „mara-spezifi-
sche“ Gesetze, in Nicaragua und Guate-
mala sind diese in Arbeit. Nicht-Regie-
rungsorganisationen dagegen sind der
Ansicht, dass Prävention und Wieder-
eingliederungsmassnahmen wesentlich
effektiver seien als die „harte Hand“.

Der gemeinsamen Erklärung der
vier Präsidenten gegen die Jugendban-
den liegt die Auffassung zugrunde, dass
diese Gruppen Vorteile aus der extrater-
ritorialen Struktur Zentralamerikas schlü-
gen, um in andere Länder zu flüchten
und auf diese Weise der Justiz zu entge-
hen. Dabei werden die in der Region als
besonders brutal bekannten Banden
Salvatrucha und La 18 als verbotene
Organisationen eingestuft und in den
Fokus der von allen vier Ländern zu ko-
ordinierenden „Sicherheitsmassnah-
men“ gestellt.

Es gibt keine seriösen Statistiken,
entsprechend vage sind die Schätzun-
gen, dass in Mittelamerika zwischen
80´000 und 500´000 Personen einer sog.
mara angehören. Neben den beiden ge-
nannten, gelten la Ratonera, la Mor-
mona und la 25 zu den bekannteren.

Laut AnalystInnen  kriminalisierten
und verurteilten die “Anti-mara-Geset-
ze“ von El Salvador und Honduras die
Bandenmitglieder von vornherein, in-
dem sie ihnen als einzige Lösung das
Gefängnis und die Unterdrückung an-
böten. Alternativen, wie Rehabilitations-
programme, die Arbeitsplatzmöglichkei-
ten und Freizeitangebote für die aus der
Gesellschaft Vertriebenen beinhalteten,
würden dabei ausgeschlossen. Ausser-
dem wiesen die AnalystInnen darauf hin,
dass sowohl das unterzeichnete Abkom-
men als auch die erwähnten Gesetzte,
die Guatemala derzeit als Vorbild gelten,
hinsichtlich des Rechtes auf freie Verei-
nigung gegen die jeweiligen Verfassun-
gen verstossen könnten.

Ricardo Maduro, Präsident von
Honduras, ist stolz auf seinen in seiner
Wahlkampagne Ende 2001 versproche-
nen Erfolg: Um 57% seien die Morde seit
Verabschiedung des Anti-mara-Geset-
zes zurückgegangen. Doch ähnlich wie
Maduro hat auch schon Oscar Berger
den Unwillen der Banden gegen seine
Versuche zu spüren bekommen, die ma-
ras zu bekämpfen. „Herr Präsident, wenn
Sie weiterhin die Banden verfolgen, wer-
den wir noch mehr Leute ermorden. MS“
(MS – die Initialen der Mara Sal-
vatrucha). Diese Nachricht war an dem
Regenfass angebracht, in dem ein Ermor-
deter, nackt, an Füssen und Händen ge-
fesselt, Ende Januar in Guatemala-Stadt
entdeckt wurde.

Eine der ersten Amtshandlungen
Bergers bestand darin, die Nationale

Zivilpolizei (PNC) durch das Militär zu
unterstützen und diese gemeinsam auf
Streife und auf Razzien, speziell in „mara-
Gegenden“ zu schicken.

Luis Ramírez von der Sozialen Be-
wegung für die Rechte der Kinder und
Jugend bewertet das zur Diskussion ste-
hende Gesetz gegen die Jugendbanden
als faschistisch, laufe es doch darauf
hinaus, dass Personen aufgrund ihrer
physischen Erscheinung und ihres Klei-
dungsstils verfolgt würden. Für Ramírez
stellt das Vorgehen Bergers einen Be-
weis dafür dar, dass sich die neue Re-
gierung unfähig fühlt, die Situation der
öffentlichen Sicherheit zu lösen. Das
Gesetz und das Abkommen stellten le-
diglich Palliativmassnahmen dar und
vermehrten eher die Kriminalität, als dass
sie von ihr abhelfen würden. Für den
Verteidiger der Menschenrechte ist das
Anti-mara-Gesetz nicht mehr als die Ver-
folgung von Menschen, deren einziges
Verbrechen in manchen Fällen darin be-
steht, ein Tatoo zu tragen, langes Haar,
weite Kleidung und Ohrringe. „Wir sind
nicht dagegen, jemanden zu verfolgen,
der ein Delikt oder ein Gewaltverbrechen
begangen hat. Aber wir sind dagegen,
dass Jugendliche verfolgt werden, nur
weil sie über Charakteristika verfügen,
die laut der Autoritäten eineN Verbre-
cherIn stigmatisiert," so Ramírez.

Laut Emilio Goubaud vom Men-
schenrechtszentrum CALDH hat die Si-
tuation ausserdem zur Folge, dass die
Jugenddiskriminierung gestärkt und die
Armut kriminalisiert wird.

Gemeinsamer Kampf den “maras”
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Guatemala, 06. Feb. Kaum zwei
Wochen nach Amtsübergabe sieht sich
Ex-Präsident Alfonso Portillo an ver-
schiedenen Fronten sich öffnenden Pro-
zessen gegenüber, die ein Gerichtsver-
fahren gegen ihn zur Folge haben kön-
nen. In Panama beschloss die Finanz-
analyseabteilung (UAF), Informationen
von vierzehn offenen Konten über US-$
50 Mio., die tatsächlich in Verbindung
mit dem ehemaligen guatemaltekischen
Staatsoberhaupt stehen, an die Staats-
anwaltschaft weiterzuleiten. In Guatema-
la wurde mittlerweile das Urteil eines
Richters von Oktober 2003 annulliert, der
entschieden hatte, den bald zweijähri-
gen „Fall Panama“ zu den Akten zu le-
gen, währenddessen Generalstaatsan-
walt Carlos de León Argueta, durch sich
häufende Beschuldigungen in die Enge
getrieben, er habe den Ex-Präsidenten
gedeckt, sich ebenfalls dazu genötigt
sah, den Fall wieder aufzunehmen. So-
gleich ernannte er eine neue Staatsan-
wältin im „Fall Panama“ für zuständig.

Enge Mitarbeitende des ehemaligen
Staatschefs und Portillo selbst beharren
auf der Version, dass er Opfer eines
Komplotts von mächtigen Wirtschafts-
gruppen geworden sei, die dem neuen
Präsidenten Berger nahe stehen und mit
dem vorherigen auf Kriegsfuss standen.

Schon vor dem formalen Amts-
wechsel hatte eine Gruppe von Rechts-
anwältInnen, angeführt von den ehema-
ligen Präsidenten des Höchsten Ge-
richtshofes (CSJ), Ricardo Sagastume Vi-
daurre und Oscar Barrios Castillo eine
Verfassungsbeschwerde eingereicht
(vgl. ¡Fijáte! 301). In dieser führen sie
aus, dass ehemalige Präsidenten und Vi-
zepräsidenten nicht die Immunität ge-
niessen sollten, die ihnen durch ihre „au-
tomatische“ Inkorporation in das Zen-
tralamerikanische Parlament (PARLA-
CEN) zugesprochen wird. Schliesslich
seien sie nicht in diese Ämter gewählt
worden.

Portillo beantragte daraufhin beim
PARLACEN die Beschleunigung seiner
Vereidigung.

Unterdessen berichtete die US-
amerikanische Zeitschrift Newsweek,
dass die nordamerikanische Untersu-
chungskommission, die sich der Ermitt-
lungen gegen den ehemaligen Präsiden-
ten Nicaraguas Arnoldo Alemán widmet,
ihre Untersuchungen auf Portillo und
diesem Nahestehende – Ex-Vizepräsi-
dent Francisco Reyes, dessen Sohn Juan
Francisco Reyes Wild, Juan Antonio
Riley und dem ehemaligen Privatsekre-
tär von Portillo, Julio Girón – ausgewei-
tet habe. Grundlage sind die bekannten
Indizien wegen Konteneröffnungen und
Unternehmensgründungen in Panama.

Die ehemalige Staatsanwältin des
„Falls Panama“, Karen Fischer, die zu
denen gehört, die die Ermittlungen in den
USA und in Panama vorantreiben, sagt
dazu: „Der Knackpunkt dieser Delikte ist
nicht die Konteneröffnung, sondern den
unsauberen Ursprung des Geldes zu be-
weisen und zudem das Erscheinen von
vermutlichen Strohmännern und Freun-
den des Ex-Präsidenten aufzuklären; es
ist dabei nicht notwendig, dass die Kon-
ten auf dessen eigenen Namen laufen.“
Laut Fischer wird es schwierig sein, dass
die Ermittlungen in Guatemala erfolg-
reich verlaufen, solange Generalstaats-
anwalt de León und die von diesem er-
nannte Staatsanwältin, Blanca Stalling,
sich des Falles annähmen.

Auf diese Feststellung laufen auch
die heissen Diskussionen in den guate-
maltekischen Tribunalen und in der Zi-
vilgesellschaft hinaus, die dem Staats-
anwalt eine ineffiziente Amtsführung
vorhält und dessen Entscheidungen im
„Fall Panama“ als Tropfen sehen, der das
Fass zum Überlaufen gebracht hat.

Die Amtsenthebung des Chefs der
Staatsanwaltschaft habe sich in den letz-
ten Monaten zum öffentlichen Anliegen
verwandelt, seine Amtsausübung habe
schliesslich viel zu wünschen übrig ge-
lassen. Dabei seien vornehmlich die Er-
mittlungs- und Gerichtsprozesse der
Verantwortlichen von Korruptionsfällen

zu nennen, so Mario Polanco von der
Menschenrechtsorganisation GAM.

Das Fehlen von konkreten und ein-
deutigen Ergebnissen, zum Teil in Fäl-
len gesellschaftsweiter Bedeutung, wie
die Vergehen von öffentlichen Funktio-
nären und Unternehmern, rechtfertige
laut Nery Rondenas vom Erzbischöfli-
chen Menschenrechtsbüro, de León ei-
nem Gerichtsprozess zu unterziehen.

Die Liste der von der Staatsanwalt-
schaft ungeklärten Fälle kann sich se-
hen lassen. Sie umfasst den Betrug um
1,6 Mrd. Quetzales des Bankiers Fran-
cisco Alvarado Macdonald, die Unter-
schlagung von 90 Mio. Quetzales durch
Ex-Innenminister Byron Barrientos, die
Hinterziehung von 239 Mio. Quetzales
im Sozialversicherungsinstitut IGSS und
schliesslich die Unterschlagung von 50
Mio. Quezales durch den Ex-Präsiden-
ten des Nationalen Kreditinstituts CHN
Armando Llort.

Nach anfänglichen Unklarheiten ist
jetzt auch der Weg frei für eine Ermitt-
lungskommission gegen de León, die
sich aus Mitgliedern des Kongresses
zusammenstellt und die Absetzung des
Generalstaatsanwalts zur Folge haben
kann.

Eine Zweidrittelmehrheit im Kon-
gress - 105 der 158 Abgeordneten - ist
notwendig, um die Immunität des Staats-
anwaltes aufzuheben.

Zwei "immune" Männer bald vor Gericht?

Guatemala, 04. Feb. Während am
2. Februar weltweit der Tag der Feucht-
gebiete begangen wird, hat der Zustand
von Flüssen und Seen in manchen Re-
gionen in Guatemala nicht nur gesund-
heits- sondern gar lebensbedrohliche
Formen angenommen. Verschmutzt und
weitflächig durch Erdöl- und Minenak-
tivitäten verseucht, von Waldbränden
zerstört, durch die generelle Entwaldung
und die Asphaltierung von Strassen ih-
res natürlichen Kreislaufes beraubt, sind
die Wasserquellen, die der Versorgung
der Bevölkerung dienen, rar geworden.

Landesweit, sowohl in ländlichen
Gegenden wie den Departements Zaca-
pa, San Marcos und Retalhuleu sind
dabei, ähnlich wie die Hauptstadt, be-
sonders betroffen. Hier klagen die An-
wohnerInnen nicht nur über das Nicht-
Vorhandensein von (ausreichend) Trink-
wasser sondern vielerorts bereits über
Magen-Darm-Erkrankungen, unter de-
nen besonders die Kinder leiden. Viele
Haus- und Hoftiere sind schon veren-
det.

Doch eine baldige und v. a. nach-
haltige Veränderung ist trotz von der

Regierung angekündigter Aussendung
von Wassertankwagen in der währen-
den Sommertrockenzeit wohl noch nicht
in Sicht.

Zwei Jugendliche in einem Dorf im
Departement Totonicapán sind bei dem
Versuch, einen Brunnen zu graben, ver-
schüttet worden. In anderen Orten stei-
gen die Aggressionen zwischen den
NachbarInnen, die sich gegenseitig be-
schuldigen, den lokalen Wasserzufluss
zu blockieren.

Neben der generell unsicheren
Wasserversorgungslage sowohl in der
Stadt als auch auf dem Land und dem
vornehmlich städtischen rasanten Be-
völkerungszuwachs durch Zuwande-
rung, wird von Umweltorganisationen
stets auch der verschwenderische, un-
verantwortliche Umgang mit dem „blau-
en Gold“ durch die Bevölkerung als zu-
sätzlicher Risikofaktor und Manko ge-
nannt.

 Entsprechende Initiativen zur Be-
wusstseinsbildung wurden auch jetzt
wieder angekündigt. Bleibt zu hoffen,
dass diese sowie generelle Umweltmass-
nahmen auf Dauer Erfolge zeitigen.

Nationaler Wassermangel
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